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Für den Triumph des Bösen reicht es, wenn die Guten 
nichts tun. 
Edmund Burke; 1729 – 1797, irisch-britischer Schriftsteller, Staatsphi-

losoph und Politiker 
 

Was Sie interessieren kann:  

 

Arbeitsrecht  
Ex-Geschäftsführer genießt wieder 
Kündigungsschutz 

Nach dem Kündigungsschutzgesetz sind leitende Ange-

stellte vom Kündigungsschutz ausgenommen. Ein ehema-

liger Geschäftsführer kann sich jedoch nach seiner Abbe-

rufung wieder auf den allgemeinen Kündigungsschutz be-

rufen. Das hat das Hessische Landesarbeitsgericht (LAG) 

in einem aktuellen Urteil entschieden. 

Dieser Entscheidung lag der nachfolgende Sachverhalt zu-

grunde: Ein Ex-Geschäftsführer war seit April 2021 als 

„Vice President für A“ bei einer Gesellschaft angestellt. 

Auf Grundlage eines einheitlichen Arbeitsvertrags war er 

zugleich zum Geschäftsführer bestellt worden. Im Novem-

ber 2022 kündigte die Gesellschaft seine Abberufung an, 

die Anfang Dezember durch die Benennung eines Nachfol-

gers und die Austragung im Handelsregister vollzogen 

wurde. Der Ex-Geschäftsführer wurde anschließend als 

„Special Project Manager“ geführt, nahm aber faktisch 

keine Tätigkeit mehr wahr. Kurz nach der Abberufung 

wurde ihm die Kündigung ausgesprochen. 

Das Landesarbeitsgericht Hessen entschied in der Beru-

fung zugunsten des ehemaligen Geschäftsführers.  

 
 



 

 

Die Kündigung ist unwirksam, da der Arbeitnehmer zum 

Zeitpunkt ihres Zugangs nicht mehr Geschäftsführer war. 

Maßgeblich ist die tatsächliche Stellung im Zeitpunkt der 

Kündigung, nicht die ursprüngliche Vertragsform oder der 

frühere Organstatus. 

 

 

Familienrecht/Erbrecht 

Wohnen in einer WG – keine Kür-
zung des Selbstbehalts beim Un-
terhaltspflichtigen 

Einem Unterhaltspflichtigen ist gegenüber seinen minder-

jährigen Kindern der notwendige Selbstbehalt auch dann 

zu belassen, wenn die Wohnkosten den insoweit im 

Selbstbehalt berücksichtigten Betrag unterschreiten. Denn 

es unterliegt grundsätzlich dessen freier Disposition, wie 

er die ihm zu belassenden, ohnehin knappen Mittel nutzt. 

Ihm ist es deswegen nicht verwehrt, seine Bedürfnisse an-

ders als in den Unterhaltstabellen vorgesehen zu gewich-

ten und sich z. B. mit einer preiswerteren Wohnung zu be-

gnügen, um zusätzliche Mittel für andere Zwecke einsetzen 

zu können. 

Anders ist es, wenn der Unterhaltspflichtige in einer neuen 

Lebensgemeinschaft lebt (ehelich oder nichtehelich): Dann 

kann der Selbstbehalt reduziert werden, weil durch das ge-

meinsame Wirtschaften regelmäßig Kostenersparnisse 

entstehen – z. B. bei Miete oder Lebensmitteln. Maßgeblich 

ist, ob der Unterhaltspflichtige durch diese Gemeinschaft 

spürbar günstiger lebt, ohne seinen Lebensstandard zu 

senken. 

Das bloße Zusammenleben in einer Wohngemeinschaft 

reicht dafür aber nicht aus. Zwar spart man auch hier in 

der Regel Mietkosten, doch diese Einsparungen gehen 



 

 

häufig mit Verlusten an Wohnfläche und Komfort einher. 

Eine pauschale Absenkung des Selbstbehalts kommt des-

halb in solchen Fällen nicht in Betracht. 

 

 
Sonstiges 
Prüfpflichten eines Hostproviders 

Ein Hostprovider – hier Meta – muss nach einem Hinweis 

auf einen rechtsverletzenden Post auf der Social-Media-

Plattform Facebook auch ohne weitere Hinweise sinnglei-

che Inhalte sperren. Sinngleich sind etwa Beiträge mit 

identischem Text und Bild, aber abweichender Gestaltung 

(Auflösung, Größe/Zuschnitt, Verwendung von Farbfiltern, 

Einfassung), bloßer Änderung typografischer Zeichen oder 

Hinzufügung von Elementen etwa sog. Captions, welche 

den Aussagegehalt nicht verändern, entschied das Ober-

landesgericht Frankfurt a. M. in Fortführung der Recht-

sprechung zum sog. „Künast-Meme“ und unter Berück-

sichtigung des zwischenzeitlich in Kraft getretenen Digital 

Services Act. 


